
Sehr geehrter Herr Bürgermeister Tölle,
sehr geehrte Stadtverordnete,
sehr geehrte Verwaltungsmitglieder,
sehr geehrte Pressevertreter*innen,
sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,

der Haushaltsplan 2026 steht mit gehöriger Verspätung zur Entscheidung an.
Das aber aus gutem Grund.

Bedanken darf ich mich bei Bürgermeister Tölle und dem Team der Kämmerei, die alles auf 
links gekrempelt haben, um den Haushalt zu optimieren.
Ziel war unter anderem die Haushaltssicherung abzuwenden.
Das ist dieses Jahr auch nochmal geglückt.

Auch in diesem Jahr hatten wir viele Fragen, die uns alle nachvollziehbar beantwortet 
wurden.
Dankbar sind wir auch, dass Herr Tölle und Herr Jenderny sich die Zeit genommen haben, 
um bei unserer Haushaltsklausur Rede und Antwort zu stehen.
Das war ein sehr guter Austausch, den ich so ausführlich und nachvollziehbar in meiner 
ganzen Zeit als Stadtverordneter noch nicht erlebt habe.

Sie, Herr Bürgermeister, sind hier ein schweres Erbe angetreten.
Wir beneiden Sie nicht um ihre Aufgabe.
Keine eigene Mehrheit hinter sich, 10 Millionen prognostiziertes Defizit allein dieses Jahr.
Der Schuldenberg wird die nächsten Jahre weiter steigen – daran führt kein Weg vorbei.

Wohin das führt, durften wir bei der Haushaltsvorstellung des Kreises mit Vertreter*innen 
aller Kommunen Ende letzten Jahres hören.
Einige Kommunen sind bereits dort, wo wir noch hinkommen werden.
In der Haushaltssicherung und am finanziellen Abgrund.
Sie hangeln sich nur noch von Kassenkredit zu Kassenkredit.
Kein Ende in Sicht, keine Hoffnung auf Besserung.
Die Frustration der Kämmerer im Kreis konnte man förmlich greifen.
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Politik macht eben nur richtig Spaß, wenn man Geld verteilen und schöne Fotos von einer 
Banddurchschneidung eines neuen Radwegs oder einer Turnhalle machen kann.
Der Bevölkerung sagen zu müssen, dass zum Beispiel ein Hallenbad geschlossen werden 
muss, ist alles andere als angenehm.

Dass nun am vergangenen Mittwoch im Haupt- und Finanzausschuss mit der Mehrheit aus 
CDU und AfD die überparteiliche Haushalts-Arbeitsgruppe abgelehnt wurde, hat uns gelinde 
gesagt verwundert.
Ob diese Arbeitsgruppe im Vergleich zu denen zuvor mehr erreicht hätte, will ich mal dahin 
gestellt sein lassen. Damals waren die Optimierungen recht überschaubar.
Aber zumindest versuchen hätten wir es doch können!
Nach elendig langer Diskussion um nebensächliche Formalia, war das deutliche „Nein“ am 
Ende schon ziemlich frustrierend.
Ich hoffe die CDU geht da nochmal in sich. Bei der AfD kam ja gleich zu Beginn der 
Diskussion ein klares Nein.

Einige Probleme unserer Kommune sind schlicht hausgemacht. Sprich: Fehlentscheidungen 
der letzten Stadträte. Darauf weisen wir hier auch nicht zum ersten Mal hin.

Allem voran natürlich der leidige Heilbadvertrag, der uns viele weitere Jahre die Luft zum 
atmen nimmt.

Auch das bezahlte „Bürgermeisterpraktikum“, hätten wir uns gerne gespart.
Daher sehen wir es auch nach wie vor kritisch, nach dem Weggang unseres Beigeordneten, 
die Stelle erneut zu besetzen. Wir bleiben dabei: diese Stelle ist für uns überflüssig. Erst 
Recht, da wir eine gute Nachfolge im Baudezernat gefunden haben.

Die versemmelte Million für die Wiesenquelle ist dagegen schon fast eine Randnotiz.
Jedoch eine, mit der wir uns nicht abgefunden haben.
Wir warten nach wie vor auf eine unabhängige Aufarbeitung und werden hier solange den 
Finger in die Wunde legen, bis das letzte Urteil gesprochen ist.

Und hier geht es nicht um einen persönlichen Angriff auf den Beigeordneten, wie uns immer 
wieder vorgeworfen wurde. Nebenbei bemerkt: Der Wahlkampf ist lange vorbei.
Es geht hier schlicht und ergreifend um viel Steuergeld, dass wir nicht einfach abschreiben 
wollen!
Ist das so schwer nachvollziehbar?

Dass die bisherigen Räte konsequent alle guten Einnahmemöglichkeiten ausgeschlagen 
oder aktiv bekämpft haben, hat auch nicht sonderlich geholfen.
Windkraft? Bloß nicht!
Freiflächen-PV? Nee, sieht doof aus. Weg damit.
Nationalpark? Um Gottes Willen!! Ruft den Exorzisten!

Richten soll es das Gewerbegebiet Süd 2, was Unsummen verschlingt – ohne zu wissen, ob 
und wer sich denn da überhaupt ansiedeln möchte.
Das ist das altbekannte „Prinzip Hoffnung“: wir betonieren die Landschaft zu - und dann 
werden schon alle kommen.
Nach einem de facto Nullwachstum seit 2018 und tief sitzenden Strukturproblemen in 
Deutschland, würde ich diese Karte nicht mehr ziehen. Was vielleicht noch in den 80ern 
funktionierte, klappt heute eben nicht mehr so einfach.

Auch neue Einfamilienhaus-Wohngebiete wie in der Schwalle, kosten uns Unsummen und 
bringen wenig.
Damit kommen wir auch nicht über die 20.000 Einwohnermarke, ab der es mehr Geld gäbe.



Bis dort Gutverdiener ihre teuren Einfamilienhäuser beziehen können – denn mal ehrlich: 
wer kann sich das heute sonst noch leisten? – werden wir im Saldo mehr Sterbefälle zu 
beklagen haben und ebenso Wegzüge junger Leute, die irgendwo anders ihre Ausbildung 
beginnen und dann meist nicht wieder kommen.
So haben wir dort noch mehr teure Infrastruktur an der Backe, die es langfristig zu pflegen 
und erhalten gilt.
Stattdessen auf kompakte Nachverdichtung zu setzen, die bezahlbaren Wohnraum schaffen 
könnte, kommt viel zu wenig vor. Das Motto lautet leider allzu häufig noch „ab auf die Grüne 
Wiese“.

Es tut mir Leid hier keinen Optimismus versprühen zu können, aber die Haushaltssicherung 
wird auch uns blühen.
Das werden wir nicht verhindern können.

Die selbst verschuldeten Probleme sind nämlich leider nicht die einzigen, die wir haben.

Fakt ist nunmal, dass die Kommunen immer mehr Aufgaben übernehmen müssen, aber 
dafür nicht ausreichend bezahlt werden. Und das nicht erst seit heute.
Die Kommunen bekommen aus dem Steuertopf lediglich 16%, haben aber 28% aller 
Aufwendungen zu tragen.
Dass das nicht funktioniert, versteht jeder Fünftklässler.

Dass von Landesseite ein bisschen Geld kam, lindert den Schmerz etwas, aber leider viel zu 
wenig.
Das ist wie ein Pflaster auf einem offenen Bruch.

Eines steht fest: die kommunalen Abgaben drastisch nach oben zu schrauben, wird uns 
nicht retten.
Denn 1.) geben wir davon mehr als zwei Drittel wieder an den Kreis ab und 2.) wird der 
Standort dann unattraktiver. 
Es gibt bereits jetzt einen harten Wettbewerb der Kommunen um Gewerbesteuersätze und 
Abgaben.
Dieser Wettbewerb führt aber nirgendwo hin.

Wirklich helfen könnte uns nur eine umfassende Altschuldenlösung vom Bund, um den 
riesigen Schuldenberg der Kommunen abtragen zu können.
So fordert der Städtetag eine Soforthilfe von mindestens 30 Milliarden Euro jährlich, um die 
Städte überhaupt wieder handlungsfähig zu bekommen.

Indes: dieser Hilferuf scheint irgendwie ungehört zu verhallen.

Wenn ich mir unsere Bundesregierung so anschaue, dann würde ich die nächsten drei 
Jahre nicht mit Entlastungen von oben rechnen.
Es bringt uns eben gar nichts, wenn große Unternehmen ihre Gewinne steigern können, weil 
die Unternehmenssteuern gesenkt wurden.
Dadurch werden nur die Milliardenhaufen an Privatvermögen der Eigentümer größer.
Der viel beschworene Trickle-Down-Effekt ist leider nur ein hübsches Märchen.
Davon kommt hier nichts an.

Durch fehlende Planungssicherheit,  Fachkräftemangel, Zollstreit und mehrere Kriege
gleichzeitig - die Liste ließe sich beliebig fortsetzen - stellen viele Firmen und Konzerne die 
Weichen gerade eher auf Halt. Deren Auftragsbücher sind häufig leer. Kleinere, eigentlich 
gesunde Betriebe, finden dagegen keine Nachfolger. Privat investiert wird viel zu wenig. 
Stellen werden ordentlich abgebaut. Selbst Akademiker*innen mit Top-Noten finden teils 
keinen Job.



Kurz: 1000 Katastrophen gleichzeitig!

Der Staat müsste jetzt eigentlich antizyklisch agieren und ordentlich in Schulen, Brücken, 
Schienenwege und Stromnetze investieren. Die Möglichkeit wäre ja da. Die Reform der 
Schuldenbremse haben die GRÜNEN im Bund ja möglich gemacht.
Von sinnvollen Investitionen sehe ich aber nichts!
Da wünsche ich mir ja glatt die vielfach unbeliebte Ampel-Regierung zurück. Die hat 
zumindest viele Weichen richtig gestellt.

Für Bad Driburg bleibt uns nur, auf niedriger Flamme weiter zu köcheln, die vielen 
vorhandenen Baustellen sinnvoll zu priorisieren und nachhaltige Einnahmequellen zu 
nutzen, die sich bieten.

Aus eigener Kraft kommen wir aber aus diesem Treibsand nicht mehr heraus.

Aber, um nicht negativ zu enden:

Wir sehen hier bei der neuen Verwaltungsspitze den Willen zur Verbesserung.
Der frische Wind, den wir nach der Wahl verspürten, war also nicht nur ein laues Herbst-
Lüftchen.
Bürgermeister Tölle und sein Team haben aus dem Haushaltsplan rausgeholt, was eben 
rauszuholen war.
Wir werden ihn nicht daran messen, wieviele desolate Baustellen er geerbt hat, sondern wie 
er in Zukunft diese Baustellen klug abarbeiten wird. Viel interessanter werden also die 
nächsten Haushaltspläne werden.

Daher werden wir hier und heute keine Steine in den Weg legen und dem Haushaltsplan als 
Vertrauensvorschuss darauf, dass es weiterhin so engagiert voran geht, zustimmen.


